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gesellschaftlichen Anklägers oder gesellschaftlichen Ver­
teidigers.
Den Kollektivberatungen kommt wachsende Bedeutung 

zu. Die Kollektivmitglieder erleben hier auf spezifische Weise 
bereits im Ermittlungsverfahren den Zusammenhang und die 
Wechselwirkung von produktiver Tätigkeit, Beteiligung an 
der Machtausübung und Rechtsverwirklichung. Es ist dies die 
Basis, um Richtung und Ziel der Mitwirkung am Strafver­
fahren zu bestimmen. Auf Grund des differenzierten Ent­
wicklungsstands der Kollektive ist auch ihre Wirksamkeit 
unterschiedlich. Wesentliche Voraussetzungen für die aktive 
Mitwirkung in der zu erwartenden gerichtlichen Hauptver­
handlung werden geschaffen, wenn das Kollektiv von seinen 
Ergebnissen bei der Festigung von Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit ausgeht und daraus Ansätze erschließt, die das 
Wirken des Kollektivs und seines Beauftragten für die Besei­
tigung begünstigender Umstände von Straftaten und für die 
Erziehung und Selbsterziehung des Rechtsverletzers mobili­
siert. Eine wichtige Rolle kommt hierbei dem Leiter des 
Kollektivs und seinen übergeordneten Leitern zu. Deshalb 
muß der Ausprägung ihrer Verantwortung für die Verwirk­
lichung vom Kollektiv erkannter Erfordernisse große Auf­
merksamkeit geschenkt werden.

All das sind Fragen, die wesentlich die Verantwortung des 
Untersuchungsorgans und des Staatsanwalts als Leiter des 
Ermittlungsverfahrens berühren und ggf. ihre Teilnahme an 
der Beratung des Kollektivs gemäß § 102 Abs. 4 StPO erfor­
derlich machen/* Gleichwohl ist m. E. zu überlegen, ob die 
Anforderungen an das Strafverfahren es nicht verlangen, 
künftig die Verantwortung der Leiter von Betrieben und Ein­
richtungen für die inhaltliche Wirksamkeit der Kollektivbera­
tung im Ermittlungsverfahren zu erhöhen. Denkbar wäre 
z. B., sie auf die Beratung wesentlicher Mitwirkungsziele der 
Kollektive am Strafverfahren und die zur Realisierung dieser 
Ziele erforderlichen Maßnahmen zu orientieren, damit sie 
sich nicht allein mit den Formen der Mitwirkung befassen.

Zur Bedeutung der Mitwirkungsziele von Kollektiven

Die Mitwirkungsziele eines Kollektivs leiten sich im wesent­
lichen aus der Tat, ihren Folgen, ihren Ursachen und Bedin­
gungen, aus der Persönlichkeit des Beschuldigten oder des 
Angeklagten und den Erfordernissen zu seiner Erziehung und 
Selbsterziehung sowie aus den durch die Tat berührten gesell­
schaftlichen Zusammenhängen ab. Die Beratung über die Mit­
wirkungsziele des Kollektivs und ihre Realisierung sind von 
wesentlicher Bedeutung für die Wirksamkeit der Mitwirkung.

Nicht in jedem Strafverfahren haben alle Mitwirkungs­
ziele, die insgesamt das Tätigwerden von Kollektiven und 
deren Beauftragten charakterisieren können, gleichermaßen 
Bedeutung. Folgende Mitwirkungsziele sollten in der Regel 
beachtet werden:
— Hinweise der Kollektive zur Wahrheitsfindung, vor allem 

bei Straftaten gegen das sozialistische Eigentum (besonders 
bei Angriffen von innen), bei Straftaten gegen den Ge- 
sundheits-, Arbeite- und Brandschutz, bei Havarien und 
anderen Produktionsstörungen mit strafrechtlicher Re­
levanz, bei bestimmten Straftaten gegen die Volkswirt­
schaft;

— Hinweise zur Sicherung einer richtigen Bewertung der 
Persönlichkeit des Beschuldigten oder Angeklagten, insbe­
sondere seiner Fähigkeit und Bereitschaft zu produktiver 
Arbeit und zur Konfliktlösung, seiner Einstellung zur Tat 
und seines konkreten Verhaltens nach der Tat (Reue, Mit­
wirkung an der Aufklärung, Wiedergutmachung usw.);

— Mitwirkung bei der Aufdeckung und Beseitigung von Ur­
sachen und Bedingungen der Tat;

— Erziehung des Rechtsverletzers, insbesondere auch die 
Übernahme einer Kollektiv- oder Einzelbürgschaft;

— Erörterung von Möglichkeiten und Maßnahmen der Kol­
lektive zur Erhöhung von Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit über das Strafverfahren hinaus.

Zum Kollektivvertreter

Der Kollektivvertreter (Beauftragter des Kollektivs) ist die 
Hauptform der unmittelbaren Mitwirkung von Kollektiven 
der Werktätigen am Strafverfahren. Seine Mitwirkung reicht 
über die Hauptverhandlung bis zur Verwirklichung der Maß­
nahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit und zur Auswer­
tung des Strafverfahrens.

Vor allem über den Kollektivvertreter werden die er­
wähnten, mit der Tätigkeit der Arbeitskollektive verknüpf­
ten Mitwirkungsziele im Strafverfahren realisiert. Der Bei­

trag des Kollektivvertreters in der Hauptverhandlung zur 
Feststellung der Umstände, die Gewicht für eine gerechte 
und wirksame Entscheidung über die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit und die anzuwendenden Maßnahmen haben, ist 
somit von hohem Wert. Die Aussagen des Kollektivvertreters 
sind, soweit sie die Mitteilung von Tatsachen zum Inhalt ha­
ben, Beweismittel (vgl. §§ 24 Abs. 2, 36 StPO). Für den Schutz 
des sozialistischen Eigentums insgesamt und den Schutz von 
Leben und Gesundheit der Werktätigen ergeben sich durch 
die Intensivierung der Produktion und den wissenschaftlich- 
technischen Fortschritt neue Möglichkeiten; sie stellen zu­
gleich auch höhere Anforderungen an die Sachkenntnis der 
Kollektive. Ihr Wissen, insbesondere zum Ursachen- und Be­
dingungskomplex von Straftaten, dem Gericht zu vermitteln, 
muß wesentliche Aufgabe des Kollektivvertreters bleiben. 
(Das gilt auf spezifische Weise auch für den gesellschaftlichen 
Ankläger und den gesellschaftlichen Verteidiger.)

Ausgehend von den Erfahrungen des Wirkens von Kollek­
tivvertretern über das Strafverfahren hinaus, sollte eine stär­
kere inhaltliche Ausgestaltung ihres Betätigungsfeldes nach 
der Hauptverhandlung ins Auge gefaßt werden. Das betrifft 
insbesondere
— die Einflußnahme auf die Erziehung und Selbsterziehung 

von Tätern generell und im Zusammenhang mit Einzel­
bürgschaften, vor allem dann, wenn ein enges Vertrauens­
verhältnis zwischen den Beteiligten besteht oder sich ent­
wickelt hat;

— die Anregung, daß die erkannten Erfordernisse auf dem 
Gebiet von Ordnung, Disziplin und Sicherheit im Betrieb 
in den sozialistischen Wettbewerb eingehen;

— das persönliche Wirken und die Einflußnahme auf das Kol­
lektiv, damit begünstigende Bedingungen von Straftaten 
dauerhaft beseitigt werden.
Die qualitative Entwicklung des Wirkens der Kollektiv­

vertreter hängt wesentlich mit von der qualifizierten Erfül­
lung der Unterstützungspflicht der Untersuchungsorgane, 
Staatsanwälte und Richter (§ 53 Abs. 3 StPO)4 5 ab. Sie wird 
weiterhin geprägt von der Persönlichkeit (eigene Erkennt­
nisse, bewußtes Engagement) der Kollektivvertreter, vom In­
halt der Kollektivberatung und von den Impulsen, die von 
der Hauptverhandlung und ggf. ihrer Auswertung mit dem 
Kollektivvertreter ausgehen.

Zum gesellschaftlichen Ankläger 
und gesellschaftlichen Verteidiger

Diese besonderen Formen der Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte am Strafverfahren erweisen sich gerade wegen ihrer 
Spezifik als unverzichtbar. Ungeachtet nicht ausgeschöpfter 
Möglichkeiten in dem einen oder anderen Fall widerspiegelt 
die Praxis die gesellschaftliche Begründetheit dieser Teilnah­
meformen.

Der Kollektivvertreter wird unmittelbar im Aufträge sei­
nes Kollektivs tätig und ist insoweit an die kollektive Auffas­
sung gebunden. Die Meinungsäußerung zu Fragen, die nicht 
im Kollektiv erörtert wurden, ist dann als subjektive Auffas­
sung zu werten, wenn sie dem kollektiven Auftrag entgegen­
steht.

Gesellschaftliche Ankläger und gesellschaftliche Verteidiger 
werden durch Beschluß eines nach § 54 Abs. 1 StPO berechtig­
ten gesellschaftlichen Organs oder Kollektivs beauftragt. Für 
ihre Mitwirkung am Strafverfahren bedarf es der Zulassung 
durch das Gericht. Sie haben weitergehende Rechte als der 
Kollektivvertreter. Diese gesetzliche Ausgestaltung hat sich 
bewährt.

Hinsichtlich der antragsberechtigten Gremien erscheint es 
aber notwendig, die Rolle jener Gewerkschaftsorganisationen 
und Bereiche, in denen sich die Tat besonders ausgewirkt 
hat, zu erhöhen. Angesichts der relativ verbreiteten Praxis, 
daß z. B. bei Straftaten gegen das sozialistische Eigentum von 
innen ein dem unmittelbaren Arbeitskollektiv übergeordneter 
Leiter als gesellschaftlicher Ankläger im Aufträge anderer 
Kollektive des Betriebes tätig wird, sollte auch die ausdrück­
liche Regelung dieser Möglichkeit ins Auge gefaßt werden. 
Die Sachkunde dieser Kollektive kann so besonders wirksam 
genutzt werden.

Allerdings sollte auch künftig die Möglichkeit gegeben 
sein, daß Arbeitskollektive aus ihrer Mitte heraus einen ge­
sellschaftlichen Ankläger oder gesellschaftlichen Verteidiger 
beauftragen. Die anderslautende Auffassung von I. B u c h -

4 Vgl. StPO-Kommentar, Berlin 1987, Anm. 4.2. zu § 102 (S. 140 f.). Vgl. 
auch Ziff. 3.1.4. der Anweisung 1/85 des Generalstaatsanwalts der 
DDR und hierzu R. Müller/H. P. Hofmann, a. a. O., S. 150.

5 Vgl. StPO-Kommentar, a. a. O., Anm. 3 zu 8 53 (S. 81).


